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So viele Stimmen haben Gewerkschafter den einzelnen Parteien gegeben,
in Prozent.
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Als die schlechteste aller Lösungen für Arbeitnehmer hatte der Erste Vorsitzende
der IG Metall, Berthold Huber, eine Schwarz-Gelbe Regierung bezeichnet. Seit Sonn-
tag steht fest: Die schlechteste aller Lösungen ist wahr geworden. Im Interview er-
klärt Huber, was die IG Metall jetzt erwartet . | Mehr auf den Seiten 2 und 3 »
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l VW-Tarifergebnis: Mehr Geld, Alterteilzeit und Übernahme
l Atomenergie: Kein Ausstieg aus dem Ausstieg
l Wehrtechnik: Zwischen Frieden und sicheren Arbeitsplätzen
Das Extranet bietet einen täglichen Infodienst: www.extranet.igmetall.de
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Bundestagswahl 2009

Schwarz-Gelb siegt
Die Wahl ist entschieden: In den nächsten vier Jahren regiert in Deutschland Schwarz-
Gelb. Gewerkschaftsmitglieder hätten anders entschieden. Der Erste Vorsitzende der
IG Metall, Berthold Huber, macht vor allem fehlende Nähe zu den Bürgern für das
Scheitern der Sozialdemokraten verantwortlich.

Uwe Friemel, OJA-Vorsitzender der IG Metall Chemnitz:
»Ich bin schwer enttäuscht vom Ausgang der Wahl. Für
die Chemnitzer Jugend ist es unverständlich, wie in Zei-

ten der Wirtschaftskrise gerade die
gewählt werden können, die die Kri-
se herbeigeschrien haben. Denn sie
werden jetzt dafür Sorge tragen, dass
es so ungeniert weitergehen wird wie
zuvor. Das einzig Gute: Keine rechte
Partei zieht in den Bundestag ein.«

Birgit Steinborn, stellv. GBR-Vorsitzende, Siemens,
München: »Ich erwarte von der neuen Regierung, dass sie
alles tut, um die Krise abzufedern. Also das fortsetzt, was

die große Koalition mit Kurzarbeit
und Abwrackprämie begonnen hat.
Ich befürchte aber, dass Schwarz-
Gelb diese Programme zurückfährt
und Arbeitnehmerrechte beschneidet.
Für uns heißt das: Wir müssen die ro-
ten Fahnen wieder auspacken.«

Ralf Kronig, Betriebsrat, SAP, Walldorf: »Die Opposition
wird viel Arbeit bekommen, um Schlimmeres zu verhin-
dern. Die Gewerkschaften müssen ihr politisches Man-

dat ausbauen, sich weiterhin für
›Gute Arbeit‹ einsetzen und ihre
Kampagne ›Gutes Leben‹ fortsetzen.
Einesmuss deutlich werden: Für
skandalöse Ungerechtigkeiten gibt es
nur eine erbitterte politische Ausein-
andersetzung ›auf der Straße‹.«

Thomas Hausmann, Betriebsrat, VW Nutzfahrzeuge,
Hannover: »Uns als Gewerkschaften stehen vier harte
Jahre bevor. Der Kampf wird um Rente, Gesundheits-

kosten und paritätische Mitbestim-
mung gehen. Ich befürchte, dass
Arbeitnehmer weniger Einfluss im
Betrieb haben werden. Die Nicht-
wähler haben die FDP stark ge-
macht. Wir müssen unsere Leute
wieder mehr zumWählen kriegen.«
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Wäre es nach Gewerkschafts-

mitgliedern gegangen, hätte

Schwarz-Gelb keine Mehrheit.

Bei ihnen erreichte dieCDU24

Prozent und die FDP kam auf

neun Prozent. Für die SPD

stimmten dagegen immerhin

34Prozent derGewerkschafter.

Doch der bundesweite Trend

spiegelt sich auch bei ihnen

wieder. Während CDU und

FDP bei Gewerkschaftsmit-

gliedern im Vergleich zu 2009

zulegten (CDU plus ein Pro-

zentpunkt, FDP plus vier Pro-

zentpunkte), verliert die SPD

13 Prozentpunkte.

Wieder zuhören. Der Erste

Vorsitzende der IG Metall,

Berthold Huber, macht vor al-

lem fehlendeNähe zu den Bür-

gern für das Scheitern der

Sozialdemokraten verantwort-

lich. Er forderte die SPD auf,

wieder mit den Menschen zu

reden und nicht über sie, und

sich wieder ihrer Themen an-

zunehmen.

Dazu gehören unter ande-

rem bessere Beschäftigungs-

chancen für junge Menschen

und die Leiharbeit. Angesichts

der steigenden Arbeitslosen-

zahlen bei Älteren hatte die IG

Metall gefordert, die Rente mit

67 auszusetzen.

Einfluss nehmen

Trotz Schwarz-Gelb wird
die IG Metall in der Poli-
tik weiter mitreden:

in zahlreichen politi-
schen Ausschüssen,
über die CDA – die Ar-
beitsgemeinschaft
christlich-demokrati-
scher Kolleginnen und
Kollegen der IG Metall,
in Gesprächenmit Poli-
tikern aller Parteien auf
Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene,
und über den DGB
werden Gewerkschaf-
ten Einfluss nehmen.
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l VOLKSWAGEN
Tarifergebnis erzielt
DieVW-Beschäftigten erhal-

ten 4,2 Prozentmehr Geld ab

Januar 2010 und Einmalzah-

lungen von insgesamt 710

Euro.Außerdemwirddiebis-

herige Altersteilzeit fortge-

führt. Davon profitieren die

Jahrgänge ab 1955 bis 1960.

Und: Für die nächsten zwei

Jahre garantiert VW die

Schaffung von jährlich 1250

Ausbildungsplätzen und die

Übernahme der Ausgebilde-

ten in ein unbefristetes Ar-

beitsverhältnis.

Das komplette Ergebnis:
3www.igmetall-nieder-

sachsen-anhalt.de

l LEIHARBEIT
Länderantrag scheitert
Die Länder Bremen, Rhein-

land-Pfalz und Berlin sind

mit ihrem Antrag im Bun-

desrat gescheitert, Leiharbeit

neu zu gestalten. Die drei

hatten gefordert, Leiharbei-

ter vom ersten Tag an im

Betrieb gleich zu behandeln.

Tarifverträge derZeitarbeits-

branche sollten auf verleih-

freie Zeiten beschränkt und

die tarifliche Mitbestim-

mung auf Leiharbeitnehmer

ausgeweitet werden.

l FINANZMARKT
Kasino ist noch offen
Ein Jahr nach Ausbruch der

Finanzkrise fordert die IG

Metall die Industriestaaten

auf, die Idee einer Finanz-

transaktionssteuer aufzu-

greifen. Denn nur mit einer

Umsatzsteuer auf Anleihen,

Aktien undDevisengeschäf-

te lasse sich Spekulation er-

folgreich bekämpfen. Denn

das Kasino ist noch immer

nicht geschlossen.

IG Metall-Forderungen unter:
3www.igmetall.de
RThemen
RWirtschaft
RWirtschaft aktuell Nr. 17

In Kürze

?direkt:Duhast Schwarz-Gelb als die schlech-

teste aller Lösungen für Arbeitnehmer be-

zeichnet. Ist nun der Ernstfall eingetreten?

Berthold Huber: »Ich will festhalten: Die IG

Metall akzeptiert jede demokratische Regie-

rung. Wir werden als Einheitsgewerkschaft

mit der neuenRegierung zusammenarbeiten.

Wir kennen dieWahlprogramme, aber einen

Koalitionsvertrag gibt es ja noch nicht. Es

wird sich zeigen, wie

stark die Union die An-

sprüche der FDPbegren-

zen kann. Wir sagen:

Kooperation wo mög-

lich, Konflikt wo nötig.«

? direkt: Brechen für Beschäftigte jetzt schwe-

re Zeiten an?

Huber:Die FDP regiert ja nicht allein. Ich set-

ze auf die Vernunft von Angela Merkel. Die

Bundeskanzlerin hat bisher gegenüber Ar-

beitnehmern einen fairen Kurs gefahren. Ich

hoffe, das bleibt so. Alles andere führt zu

Spannungen in der Gesellschaft und zu Kon-

flikten in den Betrieben.«

? direkt: Was erwartest Du von der neuen Re-

gierung zum Thema Krisenbewältigung?

Huber: »Beschäftigungssicherung und Stabili-
sierung der industriellen Wertschöpfungs-

ketten, das bleibt auch für Schwarz-Gelb die

Hauptaufgabe – ob sie es wollen oder nicht.

Vor der Wirklichkeit kann man sich nicht

drücken. Sicherlich brauchen wir die Unter-

stützung der Politik, wennwirMassenentlas-

sungen verhindern wollen. Dank des

Eingreifens der Großen Koalition haben wir

die Krise bisher gut gemeistert. Und ich

denke, Bundeskanzlerin Angela Merkel hat

weiterhin ein großes Interesse, viele Arbeits-

plätze zu retten.«

? direkt: Was muss die Re-

gierung tun, um die Fol-

gen der Krise abzufedern?

Huber: »Die Verlängerung

derKurzarbeit hat gewirkt.

Aberwir brauchenweitere

Regelungen. Wir fordern,

die Altersteilzeit weiter zu fördern undmit ei-

ner Beschäftigungsbrücke zu verbinden. So

bekommen junge Menschen auch in der Kri-

se eine Chance. Und wir brauchen Unterstüt-

zungen des industriellen Mittelstandes mit

Eigenkapital, Bürgschaften und Krediten.«

? direkt: Was muss die Politik noch angehen?

Huber: »Sie muss vor allem die industriellen

Kerne über die Krise retten. Wenn sie erst

einmal weggebrochen sind, dann ist das für

immer. Dafür brauchen wir eine nachhaltige

Industriepolitik, die die deutsche Wirtschaft

zukunftsfähigmacht. DerMarktwird es eben

nicht regeln. In der Autoindustrie hat er bei

den umweltfreundlichen Antriebstechnolo-

gien verschlafen.«

3
direkt
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IM GESPRÄCH MIT BERTHOLD HUBER

»Ich setze auf Vernunft«
Die IG Metall wird sich mit jeder Regierung auseinander-
setzen. Das hatte der Erste Vorsitzende Berthold Huber
vor der Wahl angekündigt. Im Gespräch mit direkt
erklärt er, worauf sich Schwarz-Gelb einstellen sollte.

Foto: Gaby Gerster

»Auch Bundeskanzlerin
Angela Merkel hat ein gro-

ßes Interesse, möglichst viele
Arbeitsplätze zu retten.«

Quelle: Spiegel Online © | © ������ 13 | 2009
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Arbeiter

Angestellte

Selbstständige

Rentner

Arbeitslose CDUSPD FDP Linke Grüne2223 10 25 9

4029 13 12 5

3414 26 7 14

3321 16 11 14

2924 13 18 6
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l JUNGE GENERATION
Umfangreiche Broschüre
Die typische Situation für

junge Menschen lässt sich

zurzeit so zusammenfassen:

Motiviert, aber ausgebremst.

Die »Broschüre Junge Gene-

ration« beleuchtet dieses

Thema ausführlichmit Zah-

len, Fakten und vielen guten

Interviews. In den Verwal-

tungsstellen vor Ort liegen

Kontingente zum Verteilen.

Außerdem kann man Bro-

schüren nachbestellen.

Der Link zur Bestellung:
3www.jungegeneration.de

l GUTE ARBEIT
Gesundheit in der Krise
»Gesundheit und Gute Ar-

beit – kein Schönwetterthe-

ma.« Unter diesem Motto

steht eine Veranstaltung von

IGMetall undBundesanstalt

für Arbeitsschutz und Ar-

beitsmedizin fürBetriebsräte,

Vertrauensleute und andere,

die es betrifft. Mit IGMetall-

Vorstandsmitglied Hans-Jür-

gen Urban und einer Reihe

kompetenterWissenschaftler

und anderer Experten. Sie ist

am 27. und 28. Oktober in

Sprockhövel. Anmeldenüber

die Verwaltungsstelle, Semi-

narnummer SX 14409. Mehr

Infosunter: 069–6693-2869.

l NUTZKRAFTFAHRZEUGE
Wie weiter in der Krise?
Welche betriebspolitischen

Ansätze gibt es in der Krise

oder welche Innovationen

bringen die Branche voran?

Diese und andere Fragen

wollen die Teilnehmer und

Teilnehmerinnen der Bran-

chentagung Nutzkraftfahr-

zeuge vom14. bis 16Oktober

in Sprockhövel diskutieren.

Anmelden kann man sich

über die Verwaltungsstelle.

Die Teilnehmerzahl ist be-

grenzt. Anmeldungen wer-

den nach Eingangsdatum

berücksichtigt.

In derWeiterbildung vonBe-

schäftigten hinkt die Bundes-

republik hinter anderen

Industrieländern her, hat die

OECD ermittelt. »Wenn

Deutschlandgestärkt ausdie-

ser Wirtschaftskrise hervor-

gehen will, dann ist jetzt der

Zeitpunkt, in Bildung und

höhere Qualifikation zu in-

vestieren«, sagt die OECD-

Direktorin für Bildung, Bar-

bara Ischinger. Auch die IG

Metall appelliert an die Be-

triebe,dieKrise zunutzen,um

ihre Belegschaften systema-

tisch zuqualifizieren.Mit den

Tarifverträgen,die es seit 2006

bundesweit gibt, hat sie ein

Instrument dafür geschaffen.

Klare Regeln. NachdenTa-
rifverträgen müssen Arbeit-

geber die Betriebsräte einmal

jährlich über technische oder

organisatorische Verände-

rungen informieren und die

Auswirkungen, Qualifizie-

rungsbedarfe und -maßnah-

men fürdieBeschäftigtenmit

ihnen beraten.

Ist nichts anderes verein-

bart, muss der Arbeitgeber

jedes Jahrmit jedemBeschäf-

tigten ein individuelles Qua-

lifizierungsgespräch führen.

Den konkreten Bedarf legen

beide gemeinsam fest. Der

Arbeitnehmer kann selbst

Vorschläge machen.

Für Weiterbildung, die

sein Wissen erhalten oder an

veränderte Anforderungen

anpassen soll, wird er von der

Arbeit freigestellt. Der Ar-

beitgeber zahlt sein Entgelt

weiter und übernimmt die

Kosten. Dasselbe gilt für

Maßnahmen, die ihn für

neue Arbeiten qualifizieren,

wenn bisherige wegfallen.

Soll die Qualifizierung

demBeschäftigtenhelfen,hö-

herwertige Aufgaben über-

nehmen zu können, wird er

nur zumTeil dafür freigestellt

(in der Regel zu 50 Prozent).

Persönlich motivierte

Weiterbildung muss er selbst

bezahlen, kann sich dafür

aber unbezahlt freistellen las-

sen und er erhält eine Rück-

kehrgarantie.

Der Arbeitgeber muss

dem Betriebsrat jedes Jahr

berichten, wie er die Maß-

nahmen umgesetzt hat.

Der Tarifvertrag sieht

vor, dass Ältere, An- undUn-

gelernte und Teilzeitbeschäf-

tigte besonders gefördert

werden.

Mehr Infos

l Die Tarifverträge
zur Qualifizierung,
eine Handlungshilfe
für Vertrauensleute und
Betriebsräte zur Umset-
zung des Tarifvertrags
Qualifizierung und wei-
tere Materialien sind zu
finden unter:
3www.extranet.

igmetall.de
RThemen
RTarifpolitik

l Eine Muster-
Betriebsvereinbarung
zu Qualifizierung gibt
es unter:
3www.extranet.

igmetall.de
RService
RTarifverträge

© | direkt 13 | 2009

In Kürze Das Stichwort

WAS IST EIGENTLICH DER …

Tarifvertrag Qualifizierung?

AUSBILDUNG

In der Krise müssen viele Aus-

zubildende um ihre Übernah-

me im Betrieb bangen. Deshalb

fordert die IG Metall die Bun-

desregierungauf,Unternehmen

zu unterstützen. Sie schlägt vor,

Betrieben in Kurzarbeit für je-

denAuszubildeneneinePrämie

von 3000 Euro zu zahlen, wenn

der Betrieb ihn für mindestens

ein Jahr übernimmt. Der Zu-

schuss könne aus Mitteln des

»Ausbildungsbonus« bezahlt

werden. Damit sollten Ausbil-

dungsplätze für unversorgte Ju-

gendliche finanziert werden.

Bisher wurden nicht einmal ein

Drittel der Mittel abgerufen.

l Jetzt übernehmen
Für Sicherheit nach der
Ausbildung kämpft die
IG Metall-Kampagne
»Operation Übernah-
me«. Mehr dazu unter:
3www.operation

uebernahme.de

Übernahme muss belohnt werden

direkt
13 | 2009
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IG METALL AUF DER IAA

Die Autoindustrie steckt in

einer Konjunktur-, Finanzie-

rungs- und Strukturkrise.

Neue Technologien wie der

Elektroantrieb werden die

Branche in den nächsten Jah-

ren stark verändern.

Der Erste Vorsitzende der

IGMetall, BertholdHuber, for-

derte deshalb auf der Interna-

tionalen Automobil-Ausstel-

lung, den Wandel gemeinsam

zu gestalten. Die IG Metall

wirbt für die Einrichtung eines

Branchenrates »Zukunft und

Mobilität«, an dem Gewerk-

schaften, Politik,Unternehmen

undWissenschaft beteiligt sein

sollten. Ziel sei es, Lösungen zu

erarbeiten, die die Beschäfti-

gung in der Autoindustrie si-

chern. Huber plädierte für eine

aktive Unterstützung für die

Zulieferer durch einen staatli-

chen Fonds. »Das Wichtigste

ist, dass wir unsere industriel-

len Kerne erhalten«, sagte er.

l Wandel gestalten
Material über die Ver-
anstaltung von IG Me-
tall und VDA unter:
3www.extranet.ig

metall.de
RBranchen
RAutomobil
RIAA

Beschäftigung in der Autoindustrie sichern

5

Betriebscheck

Einige Betriebe sind besonders

gefährdet, in den Strudel der

Krise zu geraten. Dazu zählen

etwaUnternehmen,die starkex-

portabhängig sind. Zu den Risi-

kofaktoren gehören außerdem:

eine starke Abhängigkeit von

Fremdkapital, vor allem von Fi-

nanzinvestoren, Unternehmen,

die in innovativen Produktbe-

reichen tätig sind und börsen-

notierte Kapitalgesellschaften.

Exportabhängige Unter-

nehmenbekamenAuftragsein-

brüche besonders zu spüren.

Wer nicht nur Gewinne, son-

dern auch Zinsen für Kredite

erwirtschaften muss, die ihm

von Finanzinvestoren aufge-

bürdet wurden, gerät leicht in

Finanznot. Innovative Unter-

nehmen können ihre Wettbe-

werbsfähigkeit verlieren, wenn

sie an Investitionen sparen.

Lücken schließen. An diesen

Stellen kann die Krise leicht ins

Unternehmen einfallen und

existenzbedrohend werden.

Das Hauptproblem: Das Geld

wird knapp. Arbeitgeber ken-

nen darauf oft nur eine Ant-

wort: entlassen. Doch gerade

wenn das Geld knapp ist, kann

ein Sozialplan der Firma ent-

gültig das Genick brechen.

Betriebsräte können prü-

fen, wie gefährdet das eigene

Unternehmen ist. Die IG Me-

tall bietet ihnen dabei Unter-

stützung an (sieheRandspalte).

Bei finanziellen Engpässen

geht es erst einmal darum, die

Lücke zu schließen.DasUnter-

nehmen muss Hilfe bei Ban-

ken, Investoren oder auch dem

Staat suchen. Aber es braucht

auch ein zukunftsfähiges Kon-

zept. Natürlich sollten Betriebe

auch schauen, an welchen Stel-

len sie sparen können.

Wen die Krise trifft

Betroffenheit der Betriebe nach Betriebsgröße

Betriebsgröße

bis 10 Beschäftigte

10 bis 49 Beschäftigte

50 bis 249 Beschäftigte

250 und mehr Beschäftigte

insgesamt

von der Krise
existenziell betroffen

7

6

6

7

6

in Teilbereichen
betroffen

32

37

40

36

37

nicht
betroffen

61

57

55

57

57

direkt
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Risiken früh erkennen
Während die einen Firmen kurz arbeiten, schaffen andere ihre Aufträge
kaum. Nicht in jedem Betrieb schlägt die Krise zu. Wie stark das eigene
Unternehmen gefährdet ist, können Betriebsräte selbst prüfen.

Material

l Betriebscheck
Die IG Metall hat einen
Unternehmenscheck
entwickelt. Anhand
von Fragen können
Betriebsräte feststel-
len, wie gefährdet ihr
Unternehmen durch
die Krise ist. Die IG
Metall vermittelt auch
Hilfe durch externe
Berater. Außerdem hat
die IG Metall eine Liste
mit Förderprogrammen
von Bund und Ländern
zusammengestellt.
Unternehmenscheck,
Hilfe und Liste gibt es
bei:
Tanja Jacquemin
Tel.: 069–6693-2453
3Tanja.Jacquemin@

igmetall.de

Anteile in Prozent

Quelle: IAB-Erhebung des gesamtwirtschaftlichen Stellenangebots II/2009 © | direkt 13 | 2009
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l OPEL
Euro-Solidarität
Alle europäischen Werke

müssen erhalten bleiben.

Das war die Hauptbotschaft

der 5000 Opelaner, die sich

am 23. September zu einer

gemeinsamen Kundgebung

in Antwerpen trafen. Be-

schäftigte aus allen deut-

schen Opel-Werken waren

dabei. Magna plant, das bel-

gische Werk zu schließen.

Am belgischen Standort

Antwerpen, wo der Astra

montiert wird, arbeiten

rund 2700 Menschen.

l WERFTEN
Aktionstage an der Küste
Gut 2500 Werftarbeiter aus

Emden, Kiel und Hamburg

haben am 18. September in

Hamburg fürdenErhalt ihrer

Arbeitsplätze und Standorte

demonstriert. Bereits eine

Woche zuvor hatten 7000Be-

schäftigte von Werften und

Zulieferern an Aktionstagen

teilgenommen. JuttaBlankau,

IGMetall-BezirksleiterinKü-

ste, fordert eine europäische

Strategie, diePerspektiven für

Beschäftigte und Branche

bietet.

Mehr zum Thema unter:
3www.igmetall-kueste.de

Nach dem Tarifvertrag FlexÜ

haben bis zu vier Prozent einer

Belegschaft Anspruch auf Al-

tersteilzeit. Sie erfolgt als

Blockmodellmit einerArbeits-

und einer Freistellungsphase

und kann bis zu sechs Jahre

dauern. Bei Beschäftigten mit

niedrigem Einkommen wird

das Entgelt auf bis zu 89 Pro-

zent aufgestockt, bei allen an-

deren auf bis zu 85 Prozent.

Betriebsvereinbarungen

zur Altersteilzeit, die am 31.

Dezember 2009 Bestand ha-

ben, können weitergeführt

werden. Es kann sich aber loh-

nen, bestehende Vereinbarun-

gen an die Bedingungen des

Tarifvertrags anzupassen. Et-

wa, um höhere Aufstockungs-

modelle des Tarifvertrags zu

übernehmen. Dabei kommt es

auch darauf an, ob der Arbeit-

geber zu Änderungen bereit ist

Material

l Wer kann wann?
Mehr zum Tarifvertrag
flexibler Übergang in
die Rente für die Me-
tall- und Elektroindus-
trie gibt es hier:
3www.igmetall.

extranet.de
RThemen
RTarifpolitik
RAltersteilzeit

Was war sonst?

Gut gemacht!

Rente

Tarifvertrag Altersteilzeit
schon jetzt vorbereiten
Der Tarifvertrag zum flexiblen Übergang in die Rente (FlexÜ) ermöglicht es Beschäf-
tigten, auch in Zukunft über Altersteilzeit aus dem Ewerbsleben auszuscheiden. Er
tritt am 1. Januar in Kraft. Höchste Zeit für Betriebsräte, sich darauf vorzubereiten.

oder unter Umständen selbst

etwas ändern will.

Gibt es keine Betriebsver-

einbarung oder wurde sie ge-

kündigt, hat der Betriebsrat

Anspruch darauf, mit dem Ar-

beitgeber darüber zu verhan-

deln. IndiesemFall kanner eine

Betriebsvereinbarungabernicht

erzwingen. Kommt sie nicht

zustande, gilt das Anspruchs-

modell des Tarifvertrages.

Gut durchrechnen. Entschei-
den sich Beschäftigte für eine

Altersteilzeit, sollten sie sich

auf jeden Fall durchrechnen

lassen, wie hoch die Rente aus-

fällt. Auch steuerrechtliche

Aspekte wie die gewählte Steu-

erklasse und Progressionsvor-

behalt bei den steuerfreien

Aufstockungsbeträgen wirken

sich auf die Ansprüche aus und

müssen bedacht werden.

Bei den Ford-Werken in Köln

brechen rauchfreie Zeiten an.

Seit April gilt dort ein generel-

les Rauchverbot. Dennoch

müssen Raucherinnen und

Raucher nicht vors Werkstor,

sie können neu geschaffene

Raucherzonen nutzen. Wo es

diese noch nicht gibt, gelten

Ausnahmeregelungen. »Ich

bin selbst Raucher. Auch wenn

es kleine Konflikte gibt bei der

Umsetzung, gehe ich davon

aus, dass letztlich alle Rauche-

rinnen und Raucher die Vor-

teile eines Rauchverbotes

erkennen«, sagt Vertrauens-

mann JoachimMeinertzhagen.

Ford bietet seinen Be-

schäftigten Nichtraucher-Se-

minare und eine individuelle

ärztliche Beratung an. Das

Gesundheitsmanagement am

Standort in Köln setzt vor al-

lem auf die Rauchentwöhnung.

Deshalb war die Kampagne

»Vorteile des Nichtrauchens«

ein Schwerpunkt der Gesund-

heitswoche 2008.

Ziel ist es, möglichst viele

Kolleginnen und Kollegen von

einem gesünderen Leben als

Nichtraucher zu überzeugen.

l Für die Gesundheit
Eine Praxishilfe zum
Thema Rauchen bietet
auch die IG Metall:
3www.extranet.

igmetall.de
RThemen
RGesundheit
RSucht/Nichtrau-

cherschutz

Raucher werden nicht vor die Tür verbannt
Bei Ford in Köln gibt es für Raucher jetzt eigene Zonen. Seminare sollen helfen, von der Zigarette loszukommen.
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l KRANKHEIT
Gesetzlicher Urlaub
verfällt nicht
Wer seinen gesetzlichen Min-

desturlaub wegen Krankheit

nicht nehmen kann, verliert

seinen Anspruch auch nach

Ende des Übertragungszeit-

raums nicht mehr. Urlaubsan-

sprüche, die nach früherer

Rechtsprechung des BAG be-

reits am 2. August 2006 erlo-

schen waren, können jedoch

nicht mehr geltend gemacht

werden.

BAG vom 24. März 2009 –
9 AZR 983/07

l BETRIEBSSCHLIESSUNG
Absicht rechtfertigt
Kündigungen
Plant ein Unternehmer, sei-

nen Betrieb stillzulegen, kann

eine Kündigung sozial ge-

rechtfertigt sein. Dazu muss

der Arbeitgeber entschlossen

sein, ab sofort für die Zeit

nach Ende der Kündigungs-

frist keine Aufträge mehr

anzunehmen, und allen Be-

schäftigten zumnächstmögli-

chen Zeitpunkt zu kündigen.

InnerhalbderKündigungsfrist

darf ernochArbeitnehmerein-

setzen, umbereits vorhandene

Aufträge abzuarbeiten.

BAG vom 8. November 2007 –
2 AZR 554/05

l ORDNUNGSGELD
Strafen müssen dem
Verstoß entsprechen
Ein Ordnungsgeld muss den

Arbeitgeber motivieren, sich

zukünftig gesetzeskonform zu

verhalten. Ordnet ein Arbeit-

geber etwaÜberstunden ohne

Zustimmung des Betriebsrats

an, kann die Höhe des Ord-

nungsgelds nach demUmfang

der Überstunden gestaffelt

werden.

Landesarbeitsgericht Ham-
burg vom 29. Januar 2009 –
8 Ta 1/06

l INTERESSENSAUSGLEICH
Namensliste kann
später ergänzt werden
Ein Interessensausgleich kann

nachträglichumeineNamens-

liste erweitertwerden, damit er

den Bedingungen des § 1 Abs.

5 KSchG unterliegt. Bei einer

Namensliste geht das Gesetz

davon aus, dass dringende be-

trieblicheGründe fürdieKün-

digung vorliegen. Offen ist, ob

eineNamensliste ausreicht, auf

der nur ein Teil der zu kündi-

genden Arbeitnehmer steht.

BAG vom 26. März 2009 –
2 AZR 296/07

l BETRIEBSRENTEN
Ansprüche in schlechten
Zeiten auch geschützt
Arbeitnehmer behalten ihre

Betriebsrentenansprüche und

unverfallbaren Anwartschaf-

ten, auch wenn der Arbeitge-

ber die zugrunde liegende

Versorgungszusagewiderruft.

Dies gilt für alle Ansprüche

undAnwartschaften, die über

denPensionssicherungsverein

insolvenzgeschützt sind. Eine

wirtschaftlicheNotlage recht-

fertigt derenVerfall nicht. Ein

Widerruf kann auch unwirk-

sam sein, wenn der Betriebs-

rat nicht beteiligt wurde.

BAG vom 18. November 2008
– 3 AZR 417/07

l ARBEITSKLEIDUNG
Wer zu wenig verdient,
muss nicht zuzahlen
Arbeitgeber können Beschäf-

tigte andenKosten fürBerufs-

kleidungbeteiligen.Allerdings

müssen Arbeitnehmer, deren

Einkommen unterhalb der

Pfändungsgrenze liegt, nichts

zuzahlen. Unabhängig davon

muss der Arbeitgeber die Kos-

tenvoll übernehmen,wennein

GesetzdieBerufskleidungvor-

schreibt.

BAG vom 17. Februar 2009 –
9 AZR 676/07

Mehr Wissen

l Rechte von
Schwerbehinderten
Der neue Basiskom-
mentar »Schwerbehin-
dertenrecht« zeigt
anhand von Beispie-
len, welche Rechte
Schwerbehinderte am
Arbeitsplatz haben
und welchen Schutz
ihnen die neue Rechts-
lage bietet. Die über-
arbeitete Neuauflage
informiert über aktuel-
le Entwicklungen des
Rechts schwerbehin-
derter Menschen. Sie
enthält außerdem alle
Änderungen, die seit
2004 in Kraft getreten
sind, und die aktuelle
Rechtsprechung.
Feldes/Kamm/Peise-
ler/Rehwald/von Seg-
gern/Westermann/
Witt: »Schwerbehin-
dertenrecht, Basis-
kommentar zum
SGB IX mit Wahlord-
nung«, Bund-Verlag
2009, Frankfurt am
Main.
3www.bund-verlag.de
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Arbeit und Recht

l RIESTERRENTE
Förderung muss in der
ganzen EU gelten
Ausländer undDeutsche dür-

fen bei einemWohnortwech-

sel innerhalb der EU nicht

benachteiligt werden. Darauf

weist der Europäische Ge-

richtshof hin. Er stellte fest,

dass einige Vorschriften der

Riesterrente das Recht auf

Freizügigkeit innerhalb der

EuropäischenUnion verletzen

und sowohl Migranten als

auch Deutsche, die im euro-

päischen Ausland wohnen,

diskriminieren.

Der der Europäische Ge-

richtshof kritisierte vor allem

drei Punkte:

Nach den derzeit geltenden

Regeln erhalten Arbeitneh-

mer nur dann eine staatliche

Förderung ihrer Riesterrente,

wenn sie in Deutschland un-

eingeschränkt steuerpflichtig

sind. Beschäftigte oder deren

Ehepartner, die hier arbeiten

und im Ausland wohnen,

können die Zulage nicht be-

kommen. Wer sich dorthin

abmeldete,musste die Riester-

Förderung zurückzahlen.

Wer mit Geld aus der ge-

förderten RiesterrenteWohn-

eigentum kaufen will, kann

das bisher nur, wenn die ge-

wählte Immobilie auch in

Deutschland lag.

Wer in Deutschland nicht

mehr der uneingeschränkten

Steuerpflicht unterliegt, muss

die staatliche Förderung zu-

rückzahlen. Das betrifft etwa

Migranten, die nach Ende ih-

res Erwerbsleben in ihr EU-

Herkunftsland zurückkehren

oder deutsche Rentner, die im

EU-Ausland leben wollen.

Nach Ansicht des EuGH

muss die Bundesregierung in

diesen Punkten nachbessern.

Damit dürften mehr Men-

schen eine Riesterförderun-

gen erhalten als bisher.

EuGH vom 10. September
2009 – C - 269/077
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Was die Welt bewegt

Nach der Wahl I. Was wir

nicht vermissen werden:

TV-Duelle der Kanzlerkan-

didatenAngela Steinmeier und

Frank-Walter Merkel. Auch

nicht umgekehrt. Geschenkt!

Das nächste mal schalten wir

einfach umzu »Germany’sNext

Topmodell«. Da landen die

Kandidatinnen wenigstens ab

und zumal einenTreffer bei der

Gegnerin.

Vier Journalisten, die zwei

Kanzlerkandidaten ..., äh was

eigentlich? Abfragen? Bespa-

ßen? Zuschauermit Fragenwie

»Duzen Sie sich eigentlich?«

nerven?

Nach der Wahl II. Was wir

vermissen werden:

Den gemischten Chor aller

Parteien, der das Loblied auf die

Mitbestimmung singt. Gut, das

gibt es nur imWahlkampf. Und

den vermissen wir wiederum

nicht.

Schlechte Wahlwerbung. Da

muss sich auch im öffentlich-

rechtlichen Fernsehen keiner

entscheiden, ob er lieber das

Wetter oder den Anfang des

Spielfilms verpasst, um Bier zu

holen.

Nach der Wahl III.Waswir nie

wieder hören wollen:

Politiker, die jede Frage mit

demSatz beantworten: »Lassen

Siemich zunächst einmal sagen

...«. Nein, lassen wir nicht,

möchten wir zurückschleu-

dern. Aber wir drehen nur den

Ton ab – geht auch.

Sagt uns Eure
Meinung!

Ob Lob oder Kritik,
Themenwünsche oder
Anregungen: Die Re-
daktion freut sich über
jede Zuschrift: Schreibt
uns per E-Mail:
3direkt@igmetall.de

l Seminare
29. Nov. bis 2. Dez.

Rechtspopulisten missbrau-

chen die Krisensituation für

ihre eigenen Interessen und

verschärfen die Spaltung in-

nerhalb der Belegschaften.

Unter dem Motto »Aktiv

werden gegen Rechts« bietet

die IG Metall das Seminar

»Konflikte wahrnehmen

und bearbeiten, diskrimi-

nierenden Parolen Paroli

bieten!« (Nr. SX24909) an.

DarinwerdenUrsachen und

Hintergründe von einer

diskriminierenden betrieb-

lichenPraxis untersucht und

Maßnahmen zur Interven-

tion erarbeitet.

6. bis 12. Dezember
In dem Seminar »Alternati-

ven für eine solidarische

Gesellschaft« (Nr. SX25009)

werden Leitbilder und Poli-

tikvorschläge für offensives

betriebliches und gewerk-

schaftliches Handeln sowie

zur Krisenintervention erar-

beitet. Beide Fortbildungen

fallen unter Paragraf 37,6

BetrVG und finden in der

Bildungsstätte Sprockhövel

statt. Die Anmeldung erfolgt

über die zuständige Verwal-

tungsstelle.

Infos und Seminarprogramm:
3www.extranet.igmetall.de
RService
RSeminare

l Material
Handlungshilfe

Wie Vertrauensleute, Ju-

gendvertretungen und Be-

triebsräte russischsprachige

Beschäftigte verstärkt für die

Ziele der IG Metall gewin-

nen können, erläutert die

betriebliche Handlungshilfe

»... von Novisibirsk nach

Nürnberg«.

Die Broschüre gibt es unter:
3www.extranet.igmetall.de
RThemen
RMigration
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